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Wie familienfreundlich ist die deutsche Wirtschaft?
Eine repräsentative Unternehmensbefragung des 

Instituts der deutschen Wirtschaft Köln zeigt die Ver-

breitung und Bedeutung von Familienfreundlichkeit

in den Unternehmen in Deutschland. Drei Viertel al-

ler Unternehmen bieten mit unterschiedlichen For-

men der Arbeitszeitflexibilisierung das wichtigste In-

strument zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf an. 

Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist von zentra-
ler Bedeutung, um das Erwerbspotenzial von qualifizier-
ten Frauen besser als bisher zu erschließen. Ein höheres
Arbeitskräfteangebot reduziert den Lohndruck, erhöht
den Wohlstand und versetzt eine Volkswirtschaft besser
als bisher in die Lage, dem Problem der Bevölkerungsal-
terung zu begegnen. Die Organisation für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) fordert
daher ihre Mitgliedsstaaten auf, die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf zu erleichtern. Die OECD bewertet
die bisherigen Aktivitäten der deutschen Wirtschaft zur
Vereinbarkeit von Familie und Beruf als günstig (OECD,
2001, 152). Deutsche Unternehmen gehören demnach
mit ihren familienfreundlichen Maßnahmen und be-
trieblichen Vereinbarungen gemäß dem aus den Fakto-
ren „Arbeitszeitflexibilisierung“, „Kinderbetreuung“,
„Mutterschaftsurlaub“ und „Arbeitsfreistellungen“ ge-
bildeten Vereinbarkeitsindex zu den Spitzenreitern in
Europa. Allerdings darf dabei der Zusammenhang zwi-
schen den rechtlichen Rahmenbedingungen und den
freiwilligen Maßnahmen der Betriebe für mehr Fami-
lienfreundlichkeit nicht übersehen werden. Denn je
stärker der Staat in diesen Bereich eingreift, desto weni-
ger freiwillige Aktivitäten gibt es von Seiten der Betrie-
be. In den nordeuropäischen Ländern dominieren bei-
spielsweise die staatlichen Vorgaben. Freiwillige
Maßnahmen der Unternehmen sind dann nur einge-
schränkt mit denen in anderen Ländern vergleichbar. 
In Deutschland ist das freiwillige Engagement der
Unternehmen vergleichsweise hoch (Eichhorst/Thode,
2002). Günstige Werte zeigt Deutschland bei der Ar-
beitszeitflexibilisierung, bei den Geldleistungen für Fa-
milien und beim Anteil der Frauen an allen Teilzeitbe-
schäftigten. Bei den Erwerbsquoten der Frauen und den
Dienstleistungen für Familien rangiert Deutschland im
Mittelfeld. Bei der Kinderbetreuung der unter Dreijähri-
gen, bei der Beschäftigungsquote von Müttern mit
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Hochschulabschluss und von allein Erziehenden steht
Deutschland dagegen am unteren Ende des internatio-
nalen Vergleichs.
In einer repräsentativen Unternehmensbefragung er-
mittelte das IW im Jahr 2003 die Umsetzung und Moti-
ve einer an Familienfreundlichkeit orientierten Perso-
nalpolitik. Dadurch sollen zum einen Lücken in der
amtlichen Statistik zu einem an Bedeutung gewinnen-
den Zweig der betrieblichen Personalpolitik geschlos-
sen werden. Zum anderen ergeben sich auch Anhalts-
punkte, um Rahmenbedingungen zur Förderung der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu schaffen.
Weshalb führen Unternehmen überhaupt familien-
freundliche Maßnahmen ein oder pflegen eine familien-
bewusste Personalpolitik? Personalpolitische Maßnah-
men dienen einerseits dazu, die Arbeitszufriedenheit
der Mitarbeiter zu erhöhen, um letztlich insgesamt eine
höhere Produktivität zu erreichen. Andererseits kann
die Personalpolitik als ein Wettbewerbsfaktor gesehen
werden, um qualifizierte Mitarbeiter zu gewinnen und
zu halten. Dies sind ebenfalls die beiden wichtigsten
Motive, die jeweils drei Viertel der Unternehmen als
Grund für die Einführung von familienfreundlichen
Maßnahmen in ihrem Unternehmen angaben (Tabelle
1). An dritter Stelle wollen die Unternehmen durch ei-
nen geringen Krankenstand und eine geringere Fluktu-
ation Kosten einsparen. Das ist für zwei Drittel der
Unternehmen ein Beweggrund für eine familienbewus-
ste Personalpolitik. Bei der Frage nach den Motiven
unterscheiden sich die Unternehmen in den alten und

den neuen Bundesländern: Für knapp drei Viertel aller
westdeutschen Unternehmen (73,7 Prozent) ist die Erhö-
hung der Arbeitszufriedenheit der Mitarbeiter das be-
deutendste Motiv, in den neuen Bundesländern sogar
für 85,4 Prozent. Hingegen ist das Motiv, Kostenerspar-
nis durch eine geringere Fluktuation und einen niedri-
gen Krankenstand, in den Unternehmen der neuen
Bundesländer weniger wichtig (53,3 Prozent) als in de-
nen der alten Bundesländer (66,2 Prozent). 

In der wirtschaftspolitischen Debatte spielt die Frage
eine wichtige Rolle, in welchem Umfang freiwillige be-
triebliche Leistungen zur Familienfreundlichkeit einer
tariflichen oder gesetzlichen Ergänzung bedürfen. Zahl-
reiche Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen zei-
gen, dass Tarif- und Betriebsparteien den sich wandeln-
den Bedürfnissen von Familien bereits nachkommen
und Vereinbarungen zur Familienfreundlichkeit und
Chancengleichheit entwickeln, beispielsweise durch
Vereinbarungen über flexible Formen der Arbeitsorga-
nisation (z. B. Telearbeit) und der Arbeitszeitflexibilisie-
rung (z. B. Arbeitszeitkonten, projektbezogene Zeitbud-
gets, alters- und qualifikationsorientierte Arbeitszeiten,
Teilzeit und Familienzeit). Darüber hinaus finden sich
Vereinbarungen über Frauenförderung, eine ausgewoge-
ne Struktur der Beschäftigtenanteile von Frauen und
Männern oder Regelungen zur Wiedereingliederung
nach der Elternzeit.

Dies wird durch die vorliegende Unternehmensbefra-
gung bestätigt: Knapp die Hälfte der Unternehmen in
Deutschland (46,4 Prozent) praktiziert eine familien-
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Motive für familienfreundliche Maßnahmen – Rangfolge der häufigsten Motive für die Einführung von 
familienfreundlichen Maßnahmen aus Sicht der Unternehmen; in Prozent der Unternehmen –

Motiv

Arbeitszufriedenheit der
Mitarbeiter erhöhen

Qualifizierte Mitarbeiter
halten oder gewinnen

Kosteneinsparung durch
geringere Fluktuation und
niedrigeren Krankenstand

Kosteneinsparung durch
höhere Produktivität

Höhere Zeitsouveränität
für die Beschäftigten

Deutschland

75,8

74,7

64,3

58,1

56,1

West

73,7

74,8

66,2

58,1

54,6

Ost

85,4

74,0

53,3

55,7

57,4

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln.   



freundliche Personalpolitik in der oben beschriebenen
Form aufgrund von Tarifverträgen, Betriebsvereinba-
rungen und/oder unternehmerischen Leitlinien.

(Abbildung 1)

Flexible Arbeitszeiten und Telearbeit erhöhen nicht nur
die Beschäftigungschancen von Frauen (Fels u. a., 2000,
3). Sie sind auch die wichtigsten Instrumente, die Unter-
nehmen nutzen können, um die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf zu erleichtern. Dies bestätigen verschiede-
ne internationale und nationale Studien: 

❚ Bei einem internationalen Vergleich von Ländern, aus
deren nationaler Gesetzgebung sich eine relativ un-
günstige Infrastruktur zur Vereinbarkeit von Familie
und Beruf ergibt (z. B. Australien, Japan, Vereinigtes
Königreich und die USA), wurden solche Maßnahmen
untersucht, die von den Unternehmen freiwillig zur
besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf einge-
setzt werden. Dabei erwiesen sich die Arbeitszeitflexi-
bilisierung, beispielsweise als Modell mit flexiblem
Arbeitsbeginn und Arbeitsende, oder auch Teilzeitmo-
delle als die wichtigsten familienfreundlichen Maß-
nahmen (Evans, 2001, 29). Dies wurde durch weitere
Studien belegt (Fursman/Jacobsen/Varuhas, 2003, 22).

❚ In einer aktuellen deutschen Studie fragte das Institut
für Demoskopie Allensbach die Beschäftigten der
Metall- und Elektro-Industrie nach den wichtigsten

Maßnahmen, um Familie und Beruf besser zu verein-
baren. Zwei Drittel der Befragten nannten flexible Ar-
beitszeiten und Arbeitszeitkonten als wichtigste fami-
lienfreundliche Maßnahme (Arbeitgeberverband
Gesamtmetall, 2003, 51). Von den Beschäftigten, die
selbst flexible Arbeitszeiten haben, sagten drei Vier-
tel, damit ließen sich Familie und Beruf besser verein

baren. Als weitere Maßnahmen nannten die Beschäf-
tigten eine ausreichende öffentliche Kinderbetreuung,
bessere Ganztagsbetreuung und mehr finanzielle
Unterstützung durch den Staat.

Bemerkenswert ist, dass der von den Beschäftigten als
der am wichtigsten genannte Bereich zur Vereinbarkeit
von Familie und Beruf (flexible Arbeitszeiten und Tele-
arbeit) auch in der Praxis der am weitesten verbreitete
ist (Tabelle 2). Mehr als drei Viertel der Unternehmen
bieten Arbeitszeitflexibilisierung und/oder Telearbeit
an. Immerhin fast 42 Prozent unterstützen darüber hin-
aus ihre Beschäftigten bei der Kinder- und Angehörigen-
betreuung, ein Fünftel bietet Familienservice sowie fa-
milienrelevante Informations- und Beratungsangebote
an. Auf dem vierten Platz steht der Bereich der Eltern-
und Frauenförderung, den etwa jedes siebte Unterneh-
men praktiziert.

G e n d e r  M a i n s t r e a m i n g i m  B e t r i e b

42

Verankerung familienfreundlicher Maßnahmen – Anteil der Unternehmen, die familienfreundliche 
Maßnahmen aufgrund folgender Vereinbarungen praktizieren (Angaben in Prozent) –
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35 –
30 –
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20 –
15 –
10 –
5 –
0 —

46,4

Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung
und/oder Unternehmensleitlinie

29,3

Tarifvertrag

13,5

Unternehmerische Leitlinie

12,4

Betriebsvereinbarung

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln.



Viele Betriebe ermöglichen inzwischen „Arbeitszeiten
nach Maß“, das heißt zugeschnitten auf den Bedarf des
Unternehmens und die Bedingungen jeder Familie. Fle-
xible Arbeitszeitmodelle wie Arbeitszeitkonten, Vertrau-
ensarbeitszeit, Telearbeit, Sabbaticals, individuell ver-
einbarte Arbeitszeiten und Teilzeit erleichtern die
Vereinbarkeit (Flüter-Hoffmann, 2002a). 
Dies bestätigt auch die vorliegende IW-Studie (Abbil-
dung 2): In 58 Prozent der Unternehmen in Deutschland
nutzen die Beschäftigten das Angebot der flexiblen Ta-
ges- und Wochenarbeitszeit, beispielsweise über Gleit-
zeitmodelle oder Arbeitszeitkonten. Fast genauso weit
verbreitet sind individuell vereinbarte Arbeitszeiten. In
56,4 Prozent der Unternehmen wird diese Form der Fle-
xibilisierung angewandt. Sie ist vor allem eine Domäne
der kleinen und mittleren Unternehmen. Vor allem 58,6
Prozent der mittleren Unternehmen bis zu 250 Beschäf-
tigten praktizieren sie. Bei den Handwerksbetrieben
sind es 41,5 Prozent der Unternehmen, die mit ihren Be-
schäftigten die Arbeitszeiten individuell und flexibel
vereinbaren.
Auch Teilzeit ist eine besonders familienfreundliche
Form der Arbeitszeitflexibilisierung. Insgesamt bieten
mittlerweile 61 Prozent aller Unternehmen in Deutsch-
land Teilzeit an (Janßen, 2003, 53). Eine besondere Form
der Teilzeit, die vor allem von Müttern und Vätern ge-
nutzt wird, ist die vorübergehende Teilzeit. Hier wird
die Arbeitszeit nur für die Dauer eines verabredeten Zei-
traums reduziert. Nach der vorliegenden Befragung nut-
zen die Beschäftigten in 40,4 Prozent der Unternehmen
in Deutschland diese Flexibilisierungsform.
Ein sehr hohes Maß an Flexibilität bietet auch die Ver-
trauensarbeitszeit, die in gut einem Fünftel aller Unter-
nehmen praktiziert wird. In 18,3 Prozent der Unterneh-
men nutzen die Beschäftigten längerfristige Zeitmodelle

wie Jahres- oder Lebensarbeitszeitkonten. Relativ ge-
ring verbreitet sind Jobsharing, das nur in jedem zehn-
ten Unternehmen praktiziert wird, und Telearbeit, die
nur in etwa 8 Prozent der Unternehmen angeboten und
genutzt wird (vgl. auch Flüter-Hoffmann, 2002 b). 23,2
Prozent der Unternehmen haben noch keinerlei Flexibi-
lisierungsmaßnahmen für die Arbeitszeit oder den Ar-
beitsort ergriffen. Im Mittelstand ist es nach einer reprä-
sentativen Studie des Instituts für Mittelstandsforschung
etwa die Hälfte der Unternehmen, die noch keine flexi-
blen Arbeitszeitregelungen praktiziert (Backes-Gell-
ner/Kranzusch/Schröer, 2003, 26).
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Familienfreundliche Maßnahmen in der Praxis I – Rangfolge der am häufigsten praktizierten familienfreund-
lichen Maßnahmen; Anteil der Unternehmen, die in den genannten Bereichen mindestens eine Maßnahme 
anbieten (Angaben in Prozent)

1

2

3

4

Maßnahmenbereiche 

Arbeitszeitflexibilisierung/Telearbeit 

Kinder-/Angehörigenbetreuung

Familienservice/Beratungsangebote

Fördermaßnahmen für Eltern/Frauen

Anteil der Unternehmen

76,8

41,9

20,0  4

15,7

Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln.  



Abbildung 2
Familienfreundliche Maßnahmen in der Praxis II

- Anteil der Unternehmen, die die genannten Maßnahmen praktizieren, in Prozent -
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Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln  
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Jobsharing

Telearbeit

Sabbaticals

Kinder-/Angehörigenbetreuung

Arbeitsunterbrechung (Krankheit der Kinder)

Arbeitsunterbrechung (Angehörigenpflege)

Betriebskindergarten

Betriebskinderkrippe

Pflegedienste/Kurzzeitpflege

Kindergartenplätze anmieten

Tagesmütterservice

Familienservice/Beratungsangebote

Gesundheitsvorsorge, - programme

Kantinenessen für Mitarbeiterkinder

Freizeitangebote für Mitarbeiter/Familie

Rechtsberatung (z.B. Elternzeit)

Angebote haushaltsnaher Dienstleistungen

Förderung von Eltern/Frauen

Wiedereinstiegsprogramme

Besondere Personalentwicklung für Frauen

Weiterbildungsangebote in der Elternzeit

Frauenförderprogramme

Besondere Väterförderung

Patenprogramme in der Elternzeit

58,0

56,4

40,4

22,1

18,3

9,1

7,8

4,1

41,5

23,4

1,9

1,8

1,6

1,4

1,0

12,7

7,7

6,3

6,2

4,1

12,4

5,9

5,9

3,9

3,5

2,4



Eine wichtige Voraussetzung für die Lösung des Ver-
einbarkeitsproblems ist eine bedarfsgerechte Kinderbe-
treuung. Darauf wurde inzwischen in verschiedenen
Studien hingewiesen (Seyda, 2003; Ejrnæs/Kunze/Ver-
ner, 2002). Die Versorgung mit Betreuungsplätzen und
Kindertageseinrichtungen liegt in Deutschland in der
Hand der Kommunen. Im Jahr 1998 betrug die Versor-
gungsquote mit Betreuungsplätzen für Kinder zwischen
drei und sechs Jahren zwar fast 90 Prozent. Für Kinder
unter drei Jahren lag sie jedoch erst bei 7 Prozent, für
Kinder im Hortalter (über 6 Jahre) bei rund 16 Prozent
mit jeweils starken regionalen Unterschieden (DJI,
2002, 34, 56). Vielfach ist sowohl die Infrastruktur der
Kinderbetreuung als auch deren Qualität und Flexibi-
lität (Über-Mittag-Betreuung, Öffnungszeiten, Ferienzei-
ten) nicht ausreichend, um dadurch eine angemessene
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu gewährleisten.

Nachteile ergeben sich daraus vor allem für die Be-
schäftigungssituation von Müttern mit kleinen Kin-
dern. Aus diesem Grund richten manche Unternehmen,
vor allem die größeren, Betriebskindergärten ein. Klei-
ne Unternehmen und Handwerksbetriebe können sich
die Einrichtung eines Kindergartens in aller Regel aus
Kostengründen nicht oder nur im Verbund mit anderen
Betrieben leisten.

Die vorliegende Befragung zeigt, dass die kurzfristi-
gen Arbeitsunterbrechungen im Maßnahmenbereich
„Kinder- und Angehörigenbetreuung“ am weitesten ver-
breitet sind: In 41,5 Prozent der Unternehmen können
die Beschäftigten die Arbeit kurzfristig im Krankheits-
fall der Kinder unterbrechen. Möglicherweise ist der
Prozentsatz so hoch, weil die Befragten nicht zwischen
der gesetzlichen Regelung und den freiwilligen sozialen
Leistungen unterschieden haben. In 23,4 Prozent der
Unternehmen sind solche Arbeitsunterbrechungen
auch für pflegebedürftige Angehörige möglich. Be-
sonders gering ist die Verbreitung von Betriebskinder-
gärten und -krippen: Knapp 2 Prozent der Unterneh-
men verfügen über einen eigenen Betriebskindergarten
und ebenfalls fast 2 Prozent über eine Betriebskinder-
krippe. 1,4 Prozent der Unternehmen mieten Kindergar-
tenbelegplätze an, und 1 Prozent bietet einen Tagesmüt-
terservice an. 58,1 Prozent der Unternehmen haben bei
der Kinder- und Angehörigenbetreuung noch keinerlei
Maßnahmen ergriffen.

Arbeitszeitflexibilisierung und Betreuungsmöglich-
keiten für Kinder und pflegebedürftige Angehörige ste-
hen im Hinblick auf die Balance von Familie und Beruf
in einem engen Zusammenhang. Aus den Flexibilitäts-

erfordernissen des Arbeitslebens ergeben sich flexible
Erwerbsbiographien, die einer Flankierung durch eine
entsprechende Betreuungsinfrastruktur bedürfen. Ohne
eine solche Infrastruktur ist Flexibilität im Beruf und in
der Familie dauerhaft nicht oder nur mit unerwünsch-
ten Nebenfolgen realisierbar. Bei der Angebotsplanung
der Betreuungsmöglichkeiten für Kinder und pflegebe-
dürftige Angehörige findet noch viel zu wenig der Ein-
bezug der nachfragenden Familien statt. Ein regulärer
nachfrageorientierter Markt mit qualitativ hochwerti-
gen Angeboten für Kinderbetreuung, Pflegedienste und
sonstige Familienleistungen hat sich bislang in Deutsch-
land kaum entwickelt.

Der dritte große Bereich der familienfreundlichen
Maßnahmen, den Unternehmen als Form ihrer betrieb-
lichen Personalpolitik zur besseren Vereinbarkeit von
Familie und Beruf einsetzen können, sind der Familien-
service sowie familienrelevante Informations- und Bera-
tungsangebote. Am weitesten verbreitet sind hierbei die
Gesundheitsprogramme und die -vorsorge, die in 12,7
Prozent der Unternehmen angeboten werden. An zwei-
ter Stelle folgt das Angebot „Essen für Mitarbeiterkinder
in der Kantine“, das in 7,7 Prozent der Unternehmen
vorhanden ist. Freizeitangebote für Mitarbeiter und Fa-
milie sowie Rechtsberatung gibt es in gut 6 Prozent der
Unternehmen. Am geringsten verbreitet ist das Angebot
von haushaltsnahen Dienstleistungen. Erst 4 Prozent
der Unternehmen bieten diesen Service an und entla-
sten ihre Beschäftigten beispielsweise durch Wäsche-
und Bügeldienste, Reinigungs- und Gartenarbeiten. Vier
Fünftel der Unternehmen praktizieren weder eine Form
des Familienservice noch bieten sie Informationen oder
Beratung in diesem Bereich an.

Der Maßnahmenbereich „Förderung von Eltern/Frau-
en“ während und nach der Elternzeit sowie Frauenförd-
erprogramme sind die am wenigsten verbreiteten fami-
lienfreundlichen Maßnahmen in Unternehmen.
Immerhin in 12,4 Prozent der Unternehmen gibt es Ein-
arbeitungsprogramme für den Wiedereinstieg, in 5,9
Prozent der Unternehmen eine besondere Personalent-
wicklung für Frauen. Knapp 4 Prozent der Unterneh-
men haben spezielle Frauenförderprogramme und 3,5
Prozent eine besondere Väterförderung.

Um das Know-how von Frauen besser als bisher für
den Arbeitsmarkt zu mobilisieren, wird man mehr Flexi-
bilisierungspotenziale sichten müssen, zumal die Quali-
fikation von Frauen in den nachwachsenden Altersjahr-
gängen in manchen Bereichen jene der Männer bereits
überholt, zumindest aber damit gleichgezogen hat.
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Lediglich 1 Prozent der Unternehmen in Deutschland
praktiziert alle 26 der hier abgefragten familienfreund-
lichen Maßnahmen. Knapp ein Fünftel der Unterneh-
men hat keine der abgefragten Maßnahmen umgesetzt
(Abbildung 3). Bezogen auf die Unternehmensgröße, ist
eindeutig festzustellen, dass die Großunternehmen weit
mehr familienfreundliche Maßnahmen einsetzen als die
kleinen und mittelgroßen Unternehmen. Alle Unterneh-
men ab 250 Mitarbeitern praktizieren mindestens sechs
familienfreundliche Maßnahmen, 80 Prozent setzen so-
gar mehr als sechs ein. 66 Prozent der Kleinstunterneh-
men mit bis zu neun Mitarbeitern sowie 63,3 Prozent
der Unternehmen mit zehn bis zu 249 Beschäftigten ha-
ben zwischen einer und sechs familienfreundliche Maß-
nahmen eingeführt.

Die Unternehmensbefragung des Instituts der deut-
schen Wirtschaft Köln ermittelte nicht nur die prakti-
zierten familienfreundlichen Maßnahmen der Unter-
nehmen, sondern auch die Gründe dafür, warum diese
noch keine oder noch nicht mehr familienfreundliche
Maßnahmen anbieten. Die Analyse der Hinderungs-
gründe ergab eine klare Reihenfolge (Tabelle 3): Bei al-
len vier Hauptbereichen der familienfreundlichen Maß-
nahmen wurde als erster Hinderungsgrund der
fehlende betriebliche Bedarf genannt. Zwischen 67 und
71 Prozent aller Unternehmen nannten diesen Grund.
An zweiter Stelle wurde durchweg der fehlende Bedarf
der Mitarbeiter genannt. Hier gab es bezogen auf die
vier Maßnahmenbereiche größere Unterschiede: Für die

Arbeitszeitflexibilisierung nannten 36,3 Prozent der
Unternehmen, für die übrigen drei Bereiche sah etwa
die Hälfte der Betriebe dies als ein Hemmnis. An dritter
Stelle stand die Aussage der Unternehmen, dass fami-
lienfreundliche Maßnahmen keine betriebliche Aufgabe
seien. Dies gilt vor allem für die Kinder- und Angehöri-
genbetreuung sowie für den Familienservice. Kosten, or-
ganisatorischer Aufwand oder mangelnde Kapazität
spielten eher eine untergeordnete Rolle. Dies zeigt, dass
die Unternehmen sehr bedarfsorientiert vorgehen und
auch die Interessen und den Bedarf der Beschäftigten
im Blick haben.

In verschiedenen internationalen Studien (Evans,
2001; Ejrnæs/Kunze/Verner, 2002;
Fursman/Jacobsen/Varuhas, 2003) werden als Rahmen-
bedingungen für mehr familienfreundliche Maßnahmen
vor allem die Anreizstrukturen für die Unternehmen ge-
nannt. Dazu gehören in Verbindung mit den Motiven für
Familienfreundlichkeit (Tabelle 1), also eine niedrigere
Fluktuation, die Akquise gut qualifizierter Mitarbeiter,
die Produktivitätserhöhung durch höhere Mitarbeiter-
motivation und die stärkere Mitarbeiterbindung, auch
der erhöhte Bedarf der Beschäftigten infolge einer stär-
keren Frauenerwerbstätigkeit sowie höherer Quoten al-
lein erziehender Mütter und Väter.

Welche Rahmenbedingungen wurden in der IW-Befra-
gung von den Unternehmen selbst genannt, unter de-
nen sie weitere familienfreundliche Maßnahmen prakti-
zieren würden? Als wichtigste Bedingung nannten die
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Verbreitung familienfreundlicher Maßnahmen – Anzahl der Unternehmen nach Zahl der praktizierten 
familienfreundlichen Maßnahmen (Angaben in Prozent) –

25 –
–

20 –
–

15 –
–

10 –
–

5 –
–

0 —
0      1      2      3      4      5      6      7  8      9     10 11    12 13    14 15 16–  26

25

Anzahl der Unternehmen in Prozent

Anzahl der Maßnahmen

Abbildung 3  Ein Umfang von 16 bis zu 25 Maßnahmen wurde in keinem der befragten Unternehmen praktiziert.
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln.   



Unternehmen, dass eine Vielzahl von Beschäftigten den
entsprechenden Bedarf anmelden müsste (Tabelle 4). An
zweiter Stelle wurden verbesserte Standortbedingungen
genannt. An dritter Stelle gaben die Unternehmen an,
mehr zu tun, wenn sie aufgrund von mangelnder Verein-
barkeit von Familie und Beruf Beschäftigte verlieren
würden. Die Frage nach einer Kosten-Nutzen-Bilanz
steht unter den hier aufgeführten Argumenten für fami-
lienfreundliche Maßnahmen erst an elfter Stelle. 

Viele Unternehmen haben die Bedeutung familienbe-
wusster Personalpolitik bereits erkannt: Knapp die Hälf-
te der befragten Geschäftsführer und Personalleiter gab
an, dass familienfreundliche Maßnahmen für ihr Unter-
nehmen wichtig oder eher wichtig sind. Weit mehr als
die Hälfte der Unternehmen (54,6 Prozent) schätzten de-
ren Bedeutsamkeit für die Beschäftigten des Unterneh-
mens als hoch ein. Die Familienfreundlichkeit hatte in
den Unternehmen aber noch immer eher eine niedrige
Priorität (Tabelle 5). Andere Themen sowie betriebliche
Probleme werden als wichtiger eingestuft. Aber immer-
hin 37,8 Prozent der Unternehmen beobachteten eine
aufsteigende Tendenz in den letzten Jahren und schätz-
ten ihr eigenes Unternehmen in dieser Hinsicht als gu-
tes Beispiel für Familienfreundlichkeit ein.

Die Wahrnehmung der Familienfreundlichkeit des ei-
genen Unternehmens ist davon weitgehend unabhän-
gig, ob hinsichtlich der familienorientierten Maßnah-
men tarifvertragliche Regelungen,
Betriebsvereinbarungen oder unternehmerische Leitbil-

der existieren. 42,8 Prozent der Unternehmen, die Fami-
lienfreundlichkeit gemäß Tarifvertrag, Betriebsverein-
barung und/oder unternehmerischem Leitbild praktizie-
ren, schätzen ihr Unternehmen als gutes Beispiel für die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf ein. Aber auch 38
Prozent der Unternehmen, die keinerlei Verpflichtung
in dieser Hinsicht haben, sehen ihren Betrieb als fami-
lienfreundlich. 

Die Unternehmensbefragung hat gezeigt, dass das Be-
wusstsein einer familienfreundlichen Personalpolitik in
vielen Unternehmen vorhanden ist und ihr Nutzen zu-
nehmend realisiert wird. Bereits drei Viertel der Unter-
nehmen bieten die wichtigste familienfreundliche Maß-
nahme – flexible Arbeitszeiten – an. Für viele andere
Maßnahmen wie Elternförderung während und nach
der Elternzeit sehen die Unternehmen keinen Bedarf,
auch nicht von Seiten der Mitarbeiter. Kinderbetreuung
und Familienservice betrachten sie oftmals nicht als be-
triebliche Aufgabe. Die Unternehmen versprechen sich
gleichwohl von einer familienbewussten Personalpoli-
tik eine stärkere Bindung der Mitarbeiter an das Unter-
nehmen und eine höhere Zufriedenheit und Effektivität
der Mitarbeiter. Somit profitieren Beschäftigte und
Unternehmen von der Familienfreundlichkeit der Be-
triebe. 
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Hemmnisse für familienfreundlicher Maßnahmen – Hinderungsgründe aus Sicht der Unternehmen
(Angaben in Prozent der Unternehmen) –

Arbeitszeitflexibili-
sierung/Telearbeit

Kinder-/Angehörigen-
betreuung

Familienservice/
Beratungsangebote

Fördemaßnahmen
Für Eltern/Frauen

Fehlender 
betrieblicher 

Bedarf

66,7

67,9

68,1

71,1

Fehlender 
Bedarf der 
Mitarbeiter

36,3

50,5

48,5

56,2

Keine 
betriebliche 
Aufgaben

14,7

25,6

29,1

20,2

Zu hohe Kosten, 
organisatorischer

Aufwand

10.9

12,2

12,2

11,3

Tabelle 3 Hemmnisse für familienfreundliche Maßnahmen – Hinderungsgründe aus Sicht der Unternehmen; 
in Prozent der Unternehmen - Mehrfachnennungen. Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln.   
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Argumente für familienfreundliche Maßnahmen – Gründe für die Einführung zusätzlicher familienfreund-
licher Maßnahmen aus Sicht der Unternehmen (Angaben in Prozent der Unternehmen) Tabelle 4

Ja

63,3

55,9

55,4

53,2

51,1

50,6

46,0

44,0

43,7

39,5

37,6

Nein

24,1

29,7

28,3

30,2

31,2

32,7

41,2

39,6

37,8

42,4

44,8

Familienfreundliche Maßnahmen würden eingeführt, wenn ... 

1. eine Vielzahl von Beschäftigten den entsprechenden Bedarf anmeldeten. 

2. sich die Standortbedingungen verbesserten. 

3. wir eine hohe Fluktuation im Unternehmen aufgrund von mangelnder 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf hätten. 

4. die Mitarbeiter sich wegen mangelnder Familienfreundlichkeit unzufrieden zeigten. 

5. der Staat betriebliches Engagement für Kinderbetreuung stärker durch steuerliche
Anreize fördern würde. 

6. der Krankenstand rapide stiege und wir feststellten, dass die Betreuung der 
Kinder/Angehörigen der wirkliche Grund war. 

7. sich die konjunkturelle Lage verbesserte. 46,0 41,2  

8. die Arbeitgeber von den mutterschaftsbedingten Kosten 
(z. B. Arbeitgeberzuschuss zum Mutterschaftsgeld) entlastet würden und die 
Einstellung von Frauen dadurch erleichtert würde. 

9. uns die Arbeitskräfte knapp würden und wir dringend mehr junge Frauen 
und Mütter einstellen müssten. 

10. die Konkurrenz uns gut qualifizierte Frauen abwerben könnte, nur weil sie 
familienfreundliche Maßnahmen anböte und wir nicht. 

11. wir genauer wüssten, wie die Kosten-Nutzen-Bilanz von Familienfreundlichkeit 
bei uns aussähe. 

Rest zu 100: keine Angaben.  Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln. 

Einstellungen zu familienfreundliche Maßnahmen – Zustimmung der Unternehmen zu folgenden 
drei Aussagen (Angaben in Prozent der Unternehmen) Tabelle 5

Voll und ganz/
Eher ja

37,8

53,7

70,1

Eher nicht/
Ganz und gar nicht

56,3

40,0

24,5

„Das Interesse der Wirtschaft an der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf und der Erwerbstätigkeit gut qualifizierter Frauen ist in den
letzten Jahren stark gestiegen. Unser eigenes Unternehmen ist ein
gutes Beispiel dafür.“ 

„In den letzten Jahren hat sich in der Wirtschaft schon einiges getan,
um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu fördern. Allerdings hat
unser eigenes Unternehmen aus verschiedenen Gründen noch keine
umfangreichen familienfreundlichen Maßnahmen eingeführt.“ 

„Das Thema Familienfreundlichkeit hat in vielen Unternehmen noch
eine niedrige Priorität. Auch bei uns sind andere Themen wesentlich
wichtiger.“ 

Rest zu100: keine Angaben.  Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln
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Gender Mainstreaming als Strategie zur Umset-
zung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf –
Handlungsansätze in der Equal Entwicklungspart-
nerschaft gendernet

Die sektorale Entwicklungspartnerschaft (EP) gender-
net ist im Handlungsfeld Vereinbarkeit Familie und Be-
ruf engagiert, Gender Mainstreaming wird daher nicht
nur als Querschnittsthema berücksichtigt, sondern als
Kernanliegen und Strategie des gesamten Projektes be-
trachtet.

Anliegen des Projektes ist, die Beschäftigungsfähig-
keit von Müttern und Vätern durch Beratung und Quali-
fizierung während der Elternzeit zu erhöhen. Eine mit
den betrieblichen Bedarfen und den individuellen Vor-
aussetzungen abgestimmte Qualifizierung soll die El-
ternzeit aufwerten. Die Sicherung der Beschäftigungs-
verhältnisse und die Stützung von Kontinuität in der
Berufsbiographie - trotz der Inanspruchnahme der El-
ternzeit - ist das arbeitsmarktpolitische Kernanliegen
der EP. Dabei zielen die Qualifizierungsaktivitäten nicht
(nur) auf den Erhalt des Status Quo, sondern auch auf ei-
ne Verbesserung von Aufstiegsoptionen und einer Be-
rufsfelderweiterung für Frauen und Männer nach der
Elternzeit.

Im Besonderen sollen Väter bei ihrem Vorhaben, sich
an der Familienarbeit zu beteiligen, unterstützt werden.
Das Anliegen der Erhöhung des Anteils männlicher El-
ternzeitler und Teilzeitarbeiter auf allen Hierarchieebe-
nen ist arbeitsmarktpolitisch interessant und stellt
gleichzeitig einen Beitrag zur Erhöhung der Aufge-
schlossenheit von Betrieben, mit den individuellen bio-
grafischen Friktionen während der Elternzeit konstruk-
tiv und produktiv umzugehen, dar. 

Durch ein gezieltes “Aufspüren” und Präsentieren von
betrieblichen Beispielen mit Vorbildcharakter sollen –
auch für KMU – praktikable Lösungen zur Vereinbar-
keit von Familie und Beruf für Väter aufgezeigt werden.
Darunter verstehen wir nicht nur flexible Arbeitszeit-
modelle und Teilzeitangebote, sondern (auch) eine akti-
ve Ermutigung und Förderung von Männern, die ihre
Vaterrolle wahrnehmen wollen.

Mit dieser Strategie, Fragen der Chancengleichheit in
Unternehmen und Organisationen mit den Ansätzen des
Human - Resources - Managements zu verbinden, soll
das Anliegen der Entwicklungspartnerschaft zu einem

integralen Ziel der Organisations- und Personalentwik-
klung der Betriebe gemacht werden. 

Die Vereinbarkeitsfrage stellt in der Bundesrepublik
ein Spannungsfeld dar, in dem sich fast ausschließlich
Mütter befinden. In dem seit 1992 geltenden Bundeser-
ziehungsgeldgesetz haben sich die rechtlichen Bedin-
gungen für Eltern zwar verbessert, es sind im Durch-
schnitt aber mehr als 98 % Frauen, die Erziehungsurlaub
bzw. Elternzeit in Anspruch genommen haben und
weiterhin nehmen. Obwohl dieses Gesetz eine Wieder-
einstellungsgarantie verbindlich regelt, ist mit einem
dreijährigen Berufsausstieg für viele Mütter ein Be-
schäftigungsrisiko verbunden. 

Die Ursachen dafür sind vielschichtig: Um Familie
und Beruf miteinander vereinbaren zu können – unter
anderem angesichts der immer noch unzureichenden 
öffentlichen Betreuungssituation -, äußern viele Frauen
den Wunsch nach einer Teilzeitarbeit, dem der Betrieb
nicht in jedem Fall entsprechen kann. Aus Sicht der Be-
triebe stellt eine mehrjährige Berufsunterbrechung auch
einen Qualifikationsverlust dar, der eine Rückkehr an
den alten Arbeitsplatz erschwert. In einer Befragung
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung2 im
Jahr 2000 wurde eine Erwerbsquote von Müttern mit
Kindern im Kindergartenalter - d. h. im Anschluss an
den Erziehungsurlaub- von 53% in den alten Bundeslän-
dern bzw. 65% in den neuen Bundesländern ermittelt. 

Das seit 2001 geltende Erziehungsgeldgesetz ermög-
licht jetzt unter anderem eine gleichzeitige Inanspruch-
nahme der Elternzeit und beide - Mütter als auch Väter -
können während der Elternzeit im Umfang von bis zu
30 Stunden wöchentlich arbeiten. Diese neuen gesetz-
lichen Regelungen sollten bessere Voraussetzungen für
eine stärkere Beteiligung von Vätern an der Erziehungs-
arbeit herstellen. In der Praxis zeigen diese Regelungen
jedoch (bisher) keine Wirkung. Die Quote von Männern
in der Elternzeit hat sich nicht erhöht. 

Die Erhebung der Ist - Situation bei den TeilnehmerIn-
nen und ihren Betrieben stellt für gendernet die Grund-
lage zur Entwicklung von Handlungsansätzen und einer
daraus abgeleiteten Strategie zur Umsetzung der oben
skizzierten Ziele dar. Werkzeuge dazu sind Leitfaden ge-
stützte Gespräche, die bei Teilnahmebeginn geführt
werden und in festgelegten Abständen fortgeführt wer-
den. Diese „Interviews“ werden durch ein umfangrei-
ches Beratungs- bzw. Coaching - Angebot ergänzt.

Die systematische Analyse, wie viele Frauen bzw.
Männer Elternzeit in Anspruch nehmen und welche
Faktoren ausschlaggebend für die Entscheidung in der
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